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Rechts- und Linksextremismus während der Wendezeit: 
REP, DVU und PDS

1. Republikaner

1.1 Geschichte

· Gründung 1983 durch ehemalige CSU-Mitglieder Franz Schönhuber, Franz Handlos (MdB), Ekkehard Voigt (MdB)

· 1985: zunächst Ausschluss Schönhubers wegen rechtsextremen Kurses (Aufhebung durch Bonner Landgericht), danach verlassen Handlos und Voigt die Partei

· Durchbruch Januar 1989: 7,5 % in Berlin => Konsolidierung durch Wahlkampfkostenerstattung, aber Problem: unvorbereitete Funktionäre, fehlende Tradition des Umgangs mit ihren Flügeln

Wiedervereinigung 1990

· Besseres Abschneiden in West (2,3%) als in Ost (1,3%)

· Bundesregierung bekommt nach der Wiedervereinigung mehr Zustimmung als Rechtsextreme

· Niedergang sozialistischer Systeme und Satellitenparteien verschafft Nationalismus Auftrieb, stärkt relatives Gewicht der Rechten

· Asylkompromiss der demokratischen Parteien 1993

· 1994 Kooperation Schönhubers mit DVU: Verstoß gegen Parteitags-, Vorstands- und Präsidiumsbeschlüsse

· => Scheitern Schönhubers

· Seit 1994: Parteivorsitzender Rolf Schlierer

2.2 Franz Schönhuber (1923-2005)

· Vorsitzender der REP 1985-1994

· nationalsozialistische Vergangenheit

· Nach dem Krieg zunächst Sportjournalist eines KPD-Organs, dann freier Mitarbeiter bei Funk, Fernsehen und Presse, 1969 Unterstützung des linken Flügels der SPD

· 1975 CSU-naher Liberal-Konservativer, um Hauptabteilungsleiter, stv. Chefredakteur und Moderator beim Bayerischen Fernsehen werden zu können

· 1980 Gerüchte um NS-Vergangenheit => Kündigung durch den BR

1.3 Programmatik

· Keine Programm- sondern Weltanschauungspartei

„Siegburger Manifest“ 1985: 

· knüpft an alten Rechtsextremismus der BRD an

Parteiprogramm 1987: 

· Ansprache zweier Gruppen: alte Rechte und Konservative im Umfeld der Union

Parteiprogramm 1990: 

· Sprachbereinigungen, drei Adressaten: alte Rechte, Unions-Wähler und SPD-Wähler, ausländerpolitische Forderungen ähneln der Union; aber: Wiederherstellung der Grenzen von 1937, auch Österreich soll zu Deutschland gehören

Parteiprogramm 1993: 

· Zurückhaltend, anstößige Stellen von Juristen entfernt

1.4 Parteiaufbau

· In allen Bundesländern Landesverbände, aber nicht überall Orts- und Kreisverbände

· Dauerhaft bedroht von Abspaltungen

· Mangel an qualifizierten Mandatsträgern, innerparteilicher Demokratie

· „Führerpartei“

1.5 Mitglieder

· Ehemalige Mitglieder etablierter Parteien, Starke Fluktuation

· Begründung für Austritte oft autoritärer Führungsstil / mangelnde innerparteiliche Demokratie
1.6 Wähler

· Durchbruch bei der Wahl in Berlin 1989 (7,5 %)

· danach Hochburgen in Bayern, später in Baden-Württemberg

· ansonsten kein Erreichen der 5%-Hürde

1.7 Verfassungskonformität

Verfassungsschutz Baden-Württemberg (2000):

· Bestrebungen der REP gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, aber nicht aktiv-kämpferisch

· Beobachtung durch den Verfassungsschutz, aber kein Parteiverbot

Bundesverfassungsschutzbericht 2006:

· „Hinsichtlich der REP insgesamt liegen derzeit keine hinreichend gewichtigen tatsächlichen Anhaltspunkte für Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung vor, die eine gesonderte Darstellung im Verfassungsschutzbericht unter der Rubrik ‚Parteien‘ veranlasst erscheinen lassen. Innerhalb der Partei gibt es jedoch nach wie vor Kräfte, die rechtsextremistische Ziele verfolgen oder unterstützen.“

1.8 Fazit

· Wiedervereinigung und Asylkompromiss nehmen Republikanern wichtigste Themen

· Handlungs- und Politikunfähigkeit in Parlamenten

2. Deutsche Volks Union (DVU)

2.1 Geschichte

· 1971: Gründung des Vereins „Deutsche Volksunion e. V.“ durch Großverleger Gerhard Frey

· Sammlung Rechtskonservativer und Rechtsextremer

· 1987: Gründung der Partei „Deutsche Volksunion – Liste D“

· Kooperationsvereinbarung zwischen NPD und DVU – Liste D

· 1990: Auflösung der Kooperation, Umbenennung in „Deutsche Volksunion“

2.2 Bundesvorsitzender Gerhard Frey

· geboren 1933

· wohlhabender Verleger: Druckschriften und Zeitungsverlag GmbH (Deutsche National-  Zeitung) und Freiheitliche Zeitungsverlag GmbH (nationale Literatur zum 2. WK,…)

· DVU völlig abhängig von Frey:

· Frey trifft alle wichtigen Entscheidungen

· er hat die organisatorische Kontrolle 

· Presseorgane

· Kapital

2.3 Programmatik/Ideologie
· Parteiprogramm extrem national-konservativ, allgemein gehalten

· rechtsextremistische Ansichten werden meist verschleiert

· rechtsextreme Einstellungen und Ansichten werden deutlich in Aktionsprogrammen des Vereins und in Beiträgen der Deutschen National-Zeitung

2.4 Parteiaufbau

· kaum Parteistrukturen, Parteiarbeit geschieht in DVU-Zentrale in München

· jährliche Großkundgebung in der Passauer Nibelungenhalle

· innerparteiliche Demokratie:

· sehr zentralistische Ordnungsstruktur

· Frey führt die Partei autoritär

2.5 Mitglieder

· Mitgliederbestand setzt sich zusammen aus Verein und Partei (Mehrfachmitgliedschaften möglich)

· Mitglieder sehr passiv

2.6 Wähler

· Bremen, Schleswig-Holstein, Hamburg und Sachsen-Anhalt

· nur dort Wahlkampf, wo eine Aussicht auf Erfolg (Parteienfinanzierung) besteht

2.7 Verfassungskonformität

· DVU bekennt sich offiziell zur freiheitlich demokratischen Grundordnung

· Partei ist aber geprägt von Antisemitismus, Ausländerhetze und Verharmlosung des Nationalsozialismus

· keine innerparteiliche Demokratie

=> als klar rechtsextremistisch eingestuft

2.8 Fazit

· Phantompartei
· Sammelorganisation zahlender Karteileichen und Leser der Publikationen Freys
3. Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS)
3.1 Geschichte: Von der SED zu „DIE LINKE“
· Ende 1989: Umbenennung der SED in SED/PDS (Partei wurde nicht formal aufgelöst, um finanzielle Mittel nutzen zu können)

· Februar 1990: Unbenennung in PDS, Vorsitzender Gregor Gysi 
· 1993: Gerüchte über Gespräche zwischen PDS und dem linken SPD-Flügel über eine Zusammenarbeit („Neue Linke“), Adaption von Teilen des SPD-Programms, strategische Zusammenarbeit mit der DKP

· Ost-West-Konflikt: Pragmatiker (soziale Fragen) vs. Dogmatiker (PKK, Rex)
· Juli 2005: Unbenennung in Linkspartei.PDS, Antreten bei der BTW mit etlichen Vertretern der WASG auf ihren Landeslisten, Einzug in den Bundestag mit 8,7%

· Juni 2007: Gründung der Partei „DIE LINKE“ mit 70 000 Mitgliedern
· 2008: An der Regierung in Berlin beteiligt und in 10 Landtagen vertreten
3.2 Programmatik/Ideologie
· nach dem Zerfall der DDR gewaltiger Anpassungsdruck an Bedingungen des demokratischen Verfassungsstaates
· Distanzierung mit dem Sozialismus der DDR, dennoch überzeugt vom Sozialismus als System

· Antifaschismus
· „Demokratisierung der Demokratie“: mehr Volksentscheide (Schwächung des Parlaments), mehr Rechte für gesellschaftliche Gruppen (Organisation von Protest)

· Demokratieverständnis: keine Gesellschaftsordnung, sondern eine Methode des gesellschaftlichen Wandels (=> Überwindung des Kapitalismus)
· Individuelle Freiheitsrechte nicht naturgegeben, sondern interessengeleitet (nur im Sozialismus)

· Zwiespältiges Verhältnis zum Parlamentarismus 

· Außerparlamentarische Arbeit, Sammeln von Unzufriedenen, Organisieren von Protesten, Stellen der Systemfrage

· Keine Distanzierung von Gewalt als Mittel der Politik (Gysi 1991: „Überbewertung des Rechts“, Claus 1993: „Zusammengehen mit Autonomen“) 

· DIE LINKE: Herbeiführen einer anderen Gesellschaftsordnung, unscharfes Profil der Partei (reformerisch, revolutionär), kein klares Parteiprogramm

3.3 Parteiaufbau

· Pluralistischer Aufbau mit vielen ideologisch unterschiedlichen Strömungen

· Mit Hinweis auf innerparteiliche Demokratie keine Distanzierung von Gruppen wie der Kommunistischen Plattform (KPF) oder dem Marxistischen Forum (MF)

· KPF mit eigener Organisationsstruktur und Satzung, sendet Abgeordnete auf Parteitage, Sarah Wagenknecht prominentestes Mitglied (rund 840 aktuell)

· Ziele: Sturz des Kapitalismus, auch mit Gewalt, Entmachtung der herrschenden Klasse, Umgestaltung der Eigentumsverhältnisse bei Produktionsmitteln (=> offen lex)

· Bisky 1994 bezeichnet sie als „wichtige Kraft“: „Ich bin froh, dass es die KPF gibt“ 

· Gruppen wie das MF (60 Mitglieder), Geraer Dialog/Sozialistischer Dialog (120), Sozialistische Linke (550), Cuba Si (420) werden vom Verfassungsschutz beobachtet

· Einbindung von Autonomen, K-Gruppen und anderen systemfeindlichen Kräften in die außerparlamentarische Strategie

· Mitglieder der DKP treten auf Landeslisten an (Niedersachen: Einzug von Christel Wegener in den Landtag, Hamburg: 10 DKP-Mitglieder in Bürgerschaft)

3.4 Mitglieder

· 1990: 90% der Mitglieder mit SED-Vergangenheit

· Rasanter Mitgliederschwund von 1 400 000 (01/90) auf 121 000 (12/95), bis Ende 1992 nur 600 Mitglieder im Westen (=> Versuch der West-Ausdehnung)

· 2007: von rund 70 000 Mitgliedern waren 55 000 in der SED organisiert (Bisky)

3.5 Wähler
· Anfang der 90er: nicht das typische Arbeiterklientel, eher Privilegierte der DDR-Zeit (45% mit Abitur/Studium, gehobene Angestellte, besser Verdienende)
· „Partei der Frustrierten und Verbitterten eines untergegangenen Regimes“

· Sturz in die Bedeutungslosigkeit vorprogrammiert

· Zwischen 1993 und 1998 „Nivellierung“: Wandel der PDS-Wählerschaft zu Menschen in der Ausbildung, Gewerkschaftsmitgliedern, Arbeitslosen, in früheren Hochburgen gingen Wählerstimmen zurück und umgekehrt („Volkspartei des Ostens“)

· PDS vereinte Jungwähler, Hochgebildete und Arbeiterklasse, Unzufriedene und Frustrierte

· 2005: Stimmen von Ex-SPD-Wählern und vielen Nichtwählern, aber auch von CDU, Grünen und viele Erstwähler

· 70% gaben an, die Partei aus Protest zu unterstützen, Modernisierungsverlierer

· Wähler zeichnen sich durch geringe Systemakzeptanz aus
3.6 Verfassungskonformität
· Verfassungsschutz sammelt seit 1990 Material über PDS, 1994 eigenes Kapitel
· Bericht 1997: PDS „will die freiheitliche demokratische Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland überwinden und eine ,andere Gesellschaft’ aufbauen“
· Verbotsantrag stand nie zur Debatte (Schäuble: „Unsere Demokratie ist stark genug, um mit einer solchen Partei fertig zu werden“) =>politische Bekämpfung

· Bericht 2007: weitere Entwicklung und Ausrichtung der Partei soll abgewartet werden
· Linken unterstellen politisches Kalkül (Bartsch: „Unverschämtheit“)
3.7 Fazit

· Wandel der Wählerschaft seit 1993 (von ehemaligen DDR-Eliten zu breiter Schicht)
· West-Ausdehnung hat dank Fusion mit der WASG geklappt, fünfte etablierte Partei

· Unterstützung von offen extremistischen Kräften und Verbindung zu verfassungs-feindlichen Gruppen

· Mischung aus linksextremistischen Zügen („Stellen der Systemfrage“) und reform-orientierter Politik, u.a. in Regierungsverantwortung
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